
 

  

S 16 AS 62/05 ER

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung 10
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 16 AS 62/05 ER
Datum 10.05.2005

2. Instanz

Aktenzeichen L 10 B 250/05 AS ER
Datum 13.07.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Beschwerde gegen den Beschluss des Sozialgerichts WÃ¼rzburg vom
10.05.2005 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I.

Streitig ist die GewÃ¤hrung von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes
(Alg II) nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II).

Der Antragsteller bezog zuletzt Arbeitslosenhilfe, wobei das Vorhandensein bzw die
Nichtangabe von VermÃ¶gen streitig war. Am 08.11.2004 beantragte er Alg II fÃ¼r
die Zeit ab 01.01.2005. Diesen Antrag lehnte die Antragsgegnerin mit Bescheid vom
27.12.2004 mangelns HilfebedÃ¼rftigkeit des Antragstellers ab. Dem Bescheid
lagen BerechnungsbÃ¶gen fÃ¼r die Zeit vom 01.01.2005 bis 31.03.2005 bei, wobei
ein Berechnungsbogen (01.02.2005 bis 31.05.2005) einen Gesamtbetrag
zustehender Leistungen in HÃ¶he 745,54 EUR auswies.
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Im April 2005 will der Antragsteller telefonisch erneut Alg II beantragt haben, am
02.06.2005 stellte er einen schriftlichen Antrag. Ã�ber diese AntrÃ¤ge ist noch nicht
entschieden worden.

Gegen den Bescheid vom 27.12.2004 legte der Antragsteller am 07.01.2005
Widerspruch ein. Am 05.04.2005 hat er Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz beim
Sozialgericht WÃ¼rzburg mit der BegrÃ¼ndung begehrt, der Bescheid vom
27.12.2004 weise fÃ¼r Februar und MÃ¤rz einen Leistungsbetrag aus und der
Ansatz vorhandenen VermÃ¶gens sei nicht nachvollziehbar. Die Antragsgegnerin
hat ausgefÃ¼hrt, bei dem ausgewiesenen Leistungsbetrag handele es sich um
einen Programmfehler. Es bestehe fÃ¼r den gesamten Antragszeitraum keine
HilfebedÃ¼rftigkeit.

Das Sozialgericht hat den Antrag mit Beschluss vom 10.05.2005 abgelehnt.
Aufgrund der vorangegangenen Verfahren bezÃ¼glich der
VermÃ¶gensberÃ¼cksichtigung bei der Arbeitslosenhilfe und der Obliegenheit des
KlÃ¤gers zu deklarieren, was aus dem dort angesprochenen VermÃ¶gen von ca
100.000,00 EUR geworden sei, sei derzeit ein Anordnungsanspruch vom
Antragsteller nicht glaubhaft gemacht.

Hiergegen hat der Antragsteller Beschwerde zum Bayer. Landessozialgericht
eingelegt und vorgetragen: Das Sozialgericht habe nicht ausreichend Gelegenheit
zur Stellungnahme auf einen Schriftsatz der Beklagten gegeben. Auf eine
eidesstaatliche Versicherung des Antragstellers werde hingewiesen. Der erlassene
Verwaltungsakt sei offensichtlich rechtswidrig und ein Abwarten in der Hauptsache
sei dem Antragsteller unzumutbar. Der Antragsteller habe keine falschen Angaben
gemacht. Die VermÃ¶genssituation des Antragstellers stelle sich ganz anders dar,
das VermÃ¶gen Ã¼bersteige die FreibetrÃ¤ge nicht. Er begehre die Bewilligung der
(lÃ¤ngstmÃ¶glichen) Leistung, so dass ein RechtsschutzbedÃ¼rfnis fÃ¼r ein
einstweiliges Rechtsschutzverfahren bestehe. Der Antragsteller hat eine Aufstellung
seiner Ausgaben und entsprechende Quittungen Ã¼bersandt.

II.

Die form- und fristgerecht eingelegte Beschwerde (Â§Â§ 172, 173
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -) ist zulÃ¤ssig. Das Sozialgericht hat ihr nicht
abgeholfen (Â§ 174 SGG). Sie ist jedoch nicht begrÃ¼ndet.

Rechtsgrundlage fÃ¼r den Erlass einer einstweiligen Anordnung stellt Â§ 86 b Abs 2
Satz 2 SGG dar. Hiernach sind zur Regelung eines vorlÃ¤ufigen Zustandes im Bezug
auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis einstweilige Anordnungen zulÃ¤ssig, wenn eine
solche Regelung zur Abwendung wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint (sog.
Regelungsanordnung). Vorliegend begehrt der Antragsteller eine solche
Regelungsanordnung, denn er begehrt die vorlÃ¤ufige GewÃ¤hrung von Leistungen
nach dem SGB II.

Eine Regelungsanordnung iS des Â§ 86 b Abs 2 Satz 2 SGG setzt sowohl einen
Anordnungsgrund (Notwendigkeit einer vorlÃ¤ufigen Regelung, weil ein Abwarten

                               2 / 4

https://dejure.org/gesetze/SGG/172.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/173.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/174.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/86b.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/86b.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/86b.html


 

auf eine Entscheidung in der Hauptsache nicht zuzumuten ist), also auch einen
Anordnungsanspruch (materielles Recht, fÃ¼r das einstweiliger Rechtsschutz
geltend gemacht wird) voraus, wobei zwischen Anordnungsgrund und
Anordnungsanspruch eine Wechselbeziehung besteht. An das Vorliegen des
Anordnungsgrundes sind dann weniger strenge Anforderungen zu stellen, wenn bei
summarischer PrÃ¼fung der Sach- und Rechtslage das Obsiegen in der Hauptsache
sehr wahrscheinlich ist. Ist bzw wÃ¤re eine in der Hauptsache erhobene Klage
offensichtlich unzulÃ¤ssig oder mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit unbegrÃ¼ndet,
so ist wegen des fehlenden Anordnungsanspruches der Erlass einer einstweiligen
Anordnung abzulehnen. Sind die Erfolgsaussichten in der Hauptsache offen, kommt
dem Anordnungsgrund entschiedende Bedeutung zu. In diesem Fall ist unter
BerÃ¼cksichtigung der Interessen des Antragstellers einerseits sowie der
Ã¶ffentlichen Interessen oder Interessen anderer Personen andererseits zu
prÃ¼fen, ob es dem Antragsteller zuzumuten ist, die Hauptsacheentscheidung
abzuwarten. Dabei sind Anordnungsanspruch und Anordnungsgrund glaubhaft zu
machen (Â§ 86 b Abs 2 Satz 2 SGG, Â§Â§ 920 Abs 2, 294 Zivilprozessordnung â��
ZPO -).

Im vorliegenden Rechtsstreit kann offen gelassen werden, ob ein
Anordnungsanspruch besteht, wobei sich Fragen bezÃ¼glich der
VerfÃ¼gungsbefugnis Ã¼ber das angegebenen Konto aufdrÃ¤ngen und zu klÃ¤ren
sein wird, ob gegebenenfalls aus den dem Bescheid vom 27.12.2004 beiliegenden
BerechnungsbÃ¶gen sich ein Anspruch auf Zahlung fÃ¼r die Monate Februar und
MÃ¤rz 2005 ergeben kann oder ob es sich hierbei um einen bloÃ�en Rechenfehler
handelt. Ebenfalls dahingestellt bleiben kann, ob die Antragsgegnerin lediglich
Ã¼ber einen begrenzten Zeitraum, nÃ¤mlich Ã¼ber die Zeit vom 01.01.2005 bis
31.03.2005, entschieden hat, und ob die Benennung eines entsprechenden
Zeitraumes sowie der Hinweis auf die MÃ¶glichkeit einer erneuten Antragstellung
im Rahmen eines Bescheides erforderlich bzw sinnvoll wÃ¤re. Zudem ist im Wege
des einstweiligen Rechtsschutzes vorliegend nicht zu klÃ¤ren, ob der Antragsteller
gegebenenfalls das VermÃ¶gen verbraucht hat (vgl Quittungen etc); dies bleibt
dem Hauptsacheverfahren vorbehalten.

Es fehlt nÃ¤mlich vorliegend an einem Anordnungsgrund. Streitgegenstand ist allein
der Bescheid vom 27.12.2004. Mit diesem wurde der Antrag des KlÃ¤gers auf Alg II
vom 08.11.2004 abgelehnt. SpÃ¤testens am 02.06.2005 hat jedoch der
Antragsteller erneut Leistungen nach SGB II beantragt, wobei dieser Antrag noch
nicht verbeschieden worden ist. Ob ein diesbezÃ¼glich zu erlassender Bescheid
Gegenstand des bereits laufenden Widerspruchsverfahrens werden kann, ist vom
Senat nicht zu entscheiden. Fest steht jedoch, dass die Entscheidung Ã¼ber diesen
Antrag Leistungen ab dem Zeitpunkt der Stellung dieses neuen Antrages betrifft.
Damit aber ist der Bescheid vom 27.12.2004 in seiner Wirkung auf die Zeit bis zu
dieser neuen Antragstellung begrenzt. Ã�ber die Zeit danach hat die
Antragsgegnerin erst noch zu entscheiden. Die Ablehnung des Anspruches mit
Bescheid vom 27.12.2004 bezieht sich somit allenfalls auf den Zeitraum vom
01.01.2005 bis spÃ¤testens 01.06.2005, also auf einen bereits abgelaufenen
Zeitraum. Eine Notwendigkeit einer einstweiligen Regelung fÃ¼r einen
abgelaufenen Zeitraum besteht jedoch nicht, denn dem Antragsteller ist das
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Abwarten einer Entscheidung in der Hauptsache zumutbar. Die Sache ist nicht mehr
eilbedÃ¼rftig (vgl hierzu u.a. BayLSG, Beschluss vom 26.04.2005 â�� L 11 B 57/05
AS ER sowie Beschluss vom 10.05.2005 â�� L 11 B 145/05 SO ER).

Nach alledem kommt der Erlass einer einstweiligen Anordnung hier mangelns
Vorliegens eines Anordnungsgrundes nicht in Betracht. Das SG hat daher zu Recht
den Antrag abgelehnt. Die Beschwerde hiergegen ist zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des Â§ 193
SGG.

Der Beschluss ist unanfechtbar (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 18.11.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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